
Berliner Politik aus Sicht Ihres Wahlkreisabgeordneten in Karlsruhe-Land 

„Selbst bei besten 
Wirtschaftsdaten, bei 
fast Vollbeschäftigung 
in fast allen Teilen 
Bayerns reicht das für 
die Menschen noch 
nicht aus, wenn etwas 
nicht da ist, was eben 
so wichtig ist, und das 
ist Vertrauen: Ver-
trauen in die politi-
schen Akteure.“ 

(Bundeskanzlerin Dr. 
Angela Merkel diese 
Woche in Berlin) 
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In dieser Ausgabe:

Die Botschaft der Bür-
gerinnen und Bürger 
ist bei uns angekom-
men. Wir müssen jetzt 
als Koalition in Berlin 
schnell liefern. Und so 
stehen in den nächsten 
Wochen und Mo-
naten große Pro-
jekte an, die den 
Menschen ganz 
konkrete Verbes-
serung in ihrem 
L e b e n s a l l t a g 
bringen werden. 

Schon in dieser 
Woche haben wir  
im Deutschen 
Bundestag über 
den weiteren 
Kita-Ausbau beraten. 
In den letzten 10 Jah-
ren hat der Bund rund 
11 Mrd. Euro in Kitas 
und deren Betrieb in-
vestiert, bis 2022 neh-
men wir weitere 5,5 
Mrd. Euro dafür in die 
Hand.  

Darüber hinaus haben 
wir eine große Entlas-
tung der Arbeitnehmer 
in der gesetzlichen 
Krankenversicherung 
beschlossen. Mit Verab-
schiedung des Versi-
chertenentlastungsgese
tzes werden die Arbeit-
geber ab 2019 wieder 
hälftig den Zusatzbei-
trag zur Gesetzlichen 
Krankenversicherung 
mittragen. Sozialversi-
cherungspflichtige Ar-

beitnehmer erhalten 
dadurch mehr netto 
vom brutto.  Dadurch 
zahlen unter dem Strich 
Arbeitnehmer und 
Rentner monatlich bis 
zu 38 Euro weniger 

GKV-Beiträge. 
Eine weitere 
M a ß n a h m e 
kommt gesetz-
lich versicher-
ten Kle in-
selbstständigen 
zugute, für die 
hohe Kranken-
kassenbeiträge 
oft eine Last 
sind. Darum 
wollen wir ab 

2019 den monatlichen 
Mindestbeitrag zur 
Krankenkasse auf nur 
noch 171 Euro halbie-
ren. Das ermöglicht ei-
ne Entlastung von mo-
natlich bis zu 180 Euro 
für diese Gruppe. Au-
ßerdem soll die soziale 
Absicherung von Solda-
ten auf Zeit verbessert 
werden. Sie sollen sich 
nach Ende ihrer Dienst-
zeit in der gesetzlichen 
Krankenversicherung 
versichern können und 
übergangsweise einen 
Zuschuss zu den Kran-
kenversicherungsbeiträ
gen erhalten. Insgesamt 
erreichen wir eine Ent-
lastung der Beitrags-
zahler in der Höhe von 
etwa 8 Milliarden Euro 
jährlich.  

Mit der Einführung der 
Brückenteilzeit ist ein 
we iterer  w icht iger 
Schritt hin zu einer wei-
ter verbesserten Alterssi-
cherung von Frauen ge-
lungen. Studien belegen, 
dass mehr als jede zweite 
erwerbstätige Mutter 
auch dann noch in Teil-
zeit arbeitet, wenn ihr 
jüngstes Kind bereits im 
Teenageralter ist. Das 
tun Frauen oft nicht frei-
willig, sondern weil 
ihnen die Rückkehr in 
Vollzeit verwehrt wird 
oder weil eine Betreuung 
fehlt. 

Diese Arbeitszeitverkür-
zung wirkt sich negativ 
auf das monatliche Ein-
kommen sowie die Ren-
tenansprüche aus. Mit 
der Brückenteilzeit er-
leichtern wir die schnel-
lere Rückkehr auf eine 
Vollzeitstelle. Davon pro-
fitieren Frauen sowohl 
beim Lohn als auch bei 
der Rente 

Bis Weihnachten wollen 
wir darüber hinaus die 
Pflege und die Lage der 
Rentner verbessern so-
wie weitere Schritte zu 
mehr  bezahlbarem 
Wohnraum tun.  Die Ko-
alition wird auch noch 
stärker in die innere Si-
cherheit investieren. 
Denn wir brauchen einen 
starken Staat. Es ist an 
der Zeit, zu handeln. 

Es geht voran! 

Freitag 19.Oktober 2018 
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Wohnungsbau  
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Schadensbewältigung zu unter-
stützen, sind daher ausdrück-
lich zu begrüßen.  

Sollten die bisherigen Maßnah-
men nicht ausreichen, muss 
gemeinsam mit den Bundeslän-
dern über eine weitere Unter-
stützung beraten werden. 

Die Hitzeperiode im Sommer 
und der Sturm "Friederike" im 
Januar machen deutlich, wel-
che Auswirkungen extreme 
Wetterereignisse auf unsere 
Wälder haben können: Tro-
ckenschäden, Waldbrände, 
akuter Borkenkäferbefall und 
große Mengen Sturmholz.  

Die dramatische Lage bereitet 
den Waldeigentümern große 

In vielen Regionen sind die-
ses Jahr die landwirtschaftli-
chen Erträge wegen anhal-
tender Trockenheit sehr ge-
ring, so dass viele Landwirte 
auf unsere Unterstützung 
angewiesen sind. Doch auch 
unsere Forstwirtschaft ist 
stark betroffen. Deshalb hat 
diese Woche der Aus-
schuss für Ernährung 
und Landwirtschaft im 
Deutschen Bundestag 
über die Schäden in der 
Forstwirtschaft durch 
die langanhaltende Tro-
ckenheit beraten.  

Mit großer Sorge be-
obachten wir die Schä-
den durch die langanhaltende 
Trockenheit in den deutschen 
Wäldern. Auch wenn sich das 
Schadensausmaß noch nicht 
genau feststellen lässt, zeigt 
sich bereits deutlich, dass ein 
Großteil der Anpflanzungen 
und Kulturen vertrocknet 
und durch Schädlinge befal-
len ist. Die intensiven Bemü-
hungen der Bundesregierung, 
die Forstwirtschaft bei der 

Sorgen, auch weil in Folge der 
Ereignisse die Preise auf dem 
Holzmarkt eingebrochen sind. 
Neben der kurzfristigen Scha-
densbewältigung, die mit Mit-
teln aus der Gemeinschafts-
aufgabe Agrarstruktur und 
Küstenschutz (GAK) unter-
stützt werden kann, ist es 

notwendig, unsere Wäl-
der langfristig auf den 
Klimawandel einzustel-
len.  

Denn: Deutschland ist 
ein starkes Waldland. 
Unser Ziel ist, dass dies 
so bleibt. Dafür braucht 
es stabile und anpas-
sungsfähige Mischwäl-

der. Den dafür erforderlichen 
Waldumbau unterstützt der 
Waldklimafonds. Für 2019 ist 
dafür ein deutlicher Mittel-
aufwuchs auf 25 Millionen 
Euro vorgesehen. Das geplan-
te Kompetenz- und Informati-
onszentrum Wald und Holz 
wird ebenfalls dazu beitragen, 
die Wälder fit für den Klima-
wandel zu machen. 

Trockenschäden abfedern 

Religionsfreiheit weltweit stärken 
Ein besorgniserregendes Bei-
spiel stellt die Lage religiöser 
Minderheiten im Irak dar, wo 

bereits Tausen-
de Christen und 
Jesiden Opfer 
grausamer Ver-
treibungs- und 
Vernichtungs-
kampagnen des 
sogenannten IS 
wurden.  

Im Rahmen der 
h u m a n i t ä r e n 
und entwick-

lungspolitischen Unterstützung 
des Iraks mit 1,3 Mrd. Euro seit 

Ein 2017 vom Sekretariat 
der Deutschen Bischofskonfe-
renz und dem Kirchenamt 
der Evangelischen 
Kirche in Deutsch-
land (EKD) veröf-
fentlichter Bericht 
zeigt, dass die Reli-
gions- und Weltan-
schauungsfreiheit 
in 48 von 198 Staa-
ten teilweise er-
heblich einge-
schränkt wird und 
Gläubige unter-
schiedlicher Religionen aus-
gegrenzt und benachteiligt 
werden.  

2013 engagiert sich das Bun-
desministerium für Wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung mit zahlreichen Pro-
jekten in der Region.  

In einem Antrag der Regie-
rungsfraktionen bekräftigen 
wir die Bundesregierung darin, 
sich national wie international 
weiterhin konsequent für das 
elementare Recht auf Religions-
freiheit und gegen jede Art des 
religiös motivierten Extremis-
mus einzusetzen sowie die Zu-
sammenarbeit mit den Religi-
onsgemeinschaften weltweit zu 
intensivieren.  
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Mit dem Qualifizierungschan-
cengesetz, das wir 
diese Woche im Bun-
destag beraten ha-
ben, konnte die Uni-
onsfraktion durch 
die Absenkung des 
Arbeitslosenversi-
cherungsbeitrags um 
0,5 Prozentpunkte 
auch eine Entlas-
tung für die Arbeit-
nehmer durchsetzen. 
Sie geht sogar über das hinaus, 
was ursprünglich im Koalitions-
vertrag vorgesehen war. Statt 
um 0,3 Prozentpunkte wird der 
Arbeitslosenversicherungsbei-
trag zum 1. Januar 2019 per 

Gesetz um 0,4 Prozentpunkte 
von derzeit 3,0 auf 2,6 Pro-
zent gesenkt. Zusätzlich 
erfolgt per Verordnung ei-
ne weitere zunächst bis En-
de 2022 befristete Absen-
kung um weitere 0,1 Pro-
zentpunkte. Damit sinkt 
der Beitrag zur Arbeitslo-
senversicherung auf einen 
historischen Tiefstand. Vor 
etwas mehr als 10 Jahren, 
im Jahr 2006, lag der Bei-

trag noch bei 6,5 Prozent.  

Diese Verbesserungen sind mög-
lich durch die gute Finanzlage 
der Bundesagentur für Arbeit. 
Zum Ende des Jahres 2018 wird 

nur noch acht statt elf Prozent 
der Kosten auf die Miete umge-
legt werden – eine deutliche 
Entlastung für die Mieter. 

Wir schaffen einen Rah-
men für die wirtschaftli-
che Ausgestaltung ener-
getischer Sanierungs-
maßnahmen und  alters-
gerechter Umbauten. 
Mit dem vereinfachten 
Verfahren bei Moderni-
sierungen bis 10.000 Eu-
ro erleichtern wir vor 

allem Investitionen für private 
Kleinvermieter. Die umzulegen-

den Kosten einer Modernisie-
rung können jetzt ohne büro-
kratischen Aufwand berechnet 
werden.  

Dem bewussten Herausmoder-
nisieren von Mietern werden 
wir hingegen einen Riegel vor-
schieben. Vermieter werden 
künftig sanktioniert, wenn sie 
Modernisierungsmaßnahmen 
dazu missbrauchen, Mieter 
aus ihren Wohnungen zu ver-
treiben. Damit setzen wir ein 
klares Signal an die schwarzen 
Schafe unter den Vermietern. 
und sorgen für einen gerechten 
Interessenausgleich.  

Mit dem Mietrechtanpas-
sungsgesetz wollen wir ein 
wichtiges Signal für bezahl-
bares Wohnen an die Mieter 
in unserem Land 
setzen. Deshalb 
bringen wir neue 
Regelungen zur 
Mietpreisbremse 
und zur Umlage 
von Modernisie-
rungskosten auf 
die Miete auf den 
Weg:  

Für die Dauer von fünf Jah-
ren dürfen in angespannten 
Wohnungsmärkten jährlich 

Mietrechtanpassungsgesetz 

sich eine Rücklage der BA von 
rund 22,5 bis 23 Mrd. Euro er-
geben. Selbst mit der Absen-
kung des Arbeitslosenversiche-
rungsbeitrages um 0,5 Prozent 
erwartet die BA aber Ende 
2019 ebenfalls einen zusätzli-
chen Überschuss von 500 bis 
700 Millionen Euro. 

Das Qualifizierungschancenge-
setz schafft die Voraussetzun-
gen für lebenslanges Lernen, 
Weiterbildung und Qualifikati-
on. Es bietet außerdem ausrei-
chenden Schutz und Entlas-
tung für alle Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer im 
Wandel der Digitalisierung. 

Beiträge zur Arbeitslosenversicherung sinken 

Hintergrund ist der Mangel an 
bezahlbarem Wohnraum für 
Menschen mit geringem oder 
mittlerem Einkommen. Um die 
Nachfrage durch verstärkten 
Mietwohnungsneubau zu de-
cken, zielt die Einführung einer 
Sonderabschreibung darauf ab, 
insbesondere private Investoren 

nun zum Bau preiswerter 
Mietwohnungen zu bewegen. 
Die bestehenden steuerlichen 
Vorteile werden zeitlich befris-
tet noch attraktiver. So ermög-
lichen wir durch gezielte För-
derung die Schaffung neuer 
Mietwohnungen im unteren 
und mittleren Preissegment.  

Wir haben diese Woche in 
erster Lesung einen Gesetz-
entwurf zur  Wohnraumoffen-
sive beraten.  

Unser Ziel ist es, dass insge-
samt 1,5 Millionen neue Woh-
nungen und Eigenheime zu-
sätzlich gebaut werden.  

Steuerliche Förderung Mietwohnungsbau 
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„Die CSU hat sich nach den Sondierungsgesprächen für das 
Bündnis entschieden, das mehr Stabilität verspricht. Mit den 
Freien Wählern kann zudem eine reine „Bayern-Koalition“ 
gebildet werden, bei der keine Partei in der Regierung ist, 
die aus Berlin gesteuert wird.“  

(Der bayerische Ministerpräsident Markus Söder zur Aufnahme von 
Koalitionsverhandlungen mit den Freien Wählern) 

Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

AXEL E.  FISCHER  
MITGLIED DES DEUTSCHEN BUNDESTAGES 

Telefon: 030-227-73790 
Fax: 030-227-76677 
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braucht wird, will die Bundes-
regierung mit den 16 Bundes-
ländern individuelle Verträge 
abschließen, in denen konkret 
und nachprüfbar festgelegt 
wird, auf welche Weise und in 

welchem Zeitrah-
men die Qualität 
der Kitas verbes-
sert und die Eltern 
finanziell entlastet 
werden.  

Unser vorrangiges 
Ziel ist die Verbes-
serung der Qualität 
der Kitas und die 
Schaffung von mehr 
Betreuungsplätzen.  

In dem Gesetz werden vier Be-
reiche genannt, die bei der 
Qualitätsverbesserung beson-
dere Priorität haben:  

• ein guter Fachkraft-Kind-
Schlüssel,  

• bedarfsgerechte Angebote 
wie zum Beispiel verlän-
gerte Öffnungszeiten, Ge-
winnung und Sicherung 
qualifizierter Fachkräfte 
sowie  

• Stärkung der Kita-
Leitungen etwa durch 
Fort- und Weiterbildung.  

Das Geld kann ebenfalls dafür 
verwendet werden, Räume 
kindgerechter zu gestalten, für 
gesündere und ausgewogenere 
Ernährung, die Förderung von 
Bewegung oder auch Gesund-
heits- und Sprachbildung sowie 

Eltern wollen, dass ihre Kin-
der gut betreut sind. Daher 
ist ein Herzensanliegen der 
Fraktion beim Thema Fami-
lie der Kita-Ausbau. Wer 
selbst kleine Kinder hat, 
weiß, dass Erzieherin-
nen und Erzieher in 
den Kindertagesein-
richtungen und Krip-
pen eine Menge leisten. 
Dennoch bleibt oft zu 
wenig Zeit für die indi-
viduelle Betreuung der 
einzelnen Kinder. Das 
soll sich jetzt ändern. 
Dank der finanziellen 
Unterstützung durch 
den Bund können die Kom-
munen nun bei der Kinderbe-
treuung aufsatteln. Nicht nur 
damit steht diese Legislatur-
periode im Zeichen der Fami-
lien. Denn nach dem Baukin-
dergeld und der Erhöhung 
von Kindergeld und Kinder-
freibetrag bringt die Koaliti-
on nun mit dem "Gute-Kita-
Gesetz" ein weiteres wichti-
ges Projekt auf den Weg, um 
das Leben der Familien in 
Deutschland zu verbessern.  

Der in erster Lesung debat-
tierte Gesetzentwurf sieht 
vor, dass der Bund in den 
nächsten vier Jahren 5,5 Mil-
liarden Euro an die Bundes-
länder überweisen wird, um 
die Qualität der Kitas zu ver-
bessern und die Familien bei 
den Kita-Beiträgen zu entlas-
ten. Damit das Geld tatsäch-
lich dort ankommt, wo es ge-

die Verbesserung der Kinderta-
gespflege zu sorgen. 

Damit setzt der Bund seine Po-
litik der Einflussnahme auf die 
Kommunen fort. Seit 2009 wur-
den bereits mehr als sechs Mil-
liarden Euro für die Betriebs-
kosten der Kitas an die Länder 
überwiesen. Hinzu kamen wei-
tere rund 4,4 Milliarden für In-
vestitionen und seit 2016 zwei 
Milliarden durch Wegfall des 
Betreuungsgelds, die nun eben-
falls für die Kinderbetreuung 
an die Länder gehen. 

Einerseits ist eine gute Kinder-
betreuung nicht nur ein wichti-
ger Pfeiler für Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf und er-
leichtert die Berufstätigkeit von 
Eltern. Andererseits kann diese 
auch Kindern in benachteilig-
ten Familien bei einer guten 
Entwicklung helfen. Da der 
Bund die Kitas nicht selbst be-
treibt, müssen jetzt geeignete 
Kontrollmechanismen geschaf-
fen werden, so dass sicherge-
stellt werden kann, dass die 
Bundesländer, das Geld des 
Bundes „passgenau“ für die Be-
dürfnisse der Kinder und Fami-
lien einsetzen und die Qualität 
der Betreuung tatsächlich er-
heblich verbessert wird. Es wä-
re schade, wenn die Bundesmit-
tel einfach nur als willkommene 
Aufstockung der Länderfinan-
zen sachfremd verwendet wür-
den. Das Gesetz soll noch vor 
der Weihnachtspause von Bun-
destag und Bundesrat beschlos-
sen werden. 

Ausbau der Kita-Finanzierung des Bundes 


